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Änderungsantrag zu W-01

Von Zeile 410 bis 411 einfügen:
vereinfacht. Für Asylsuchende und Geduldete, die sich bereits in Deutschland befinden, wollen

wir einen Zugang in Ausbildung, Studium und Erwerbstätigkeit schaffen.

Insbesondere in Kommunen mit einem angespannten Wohnungsmarkt brauchen wir eine Politik

der „sozialen Bodennutzung“, um ausreichend Wohn- und Pflegeprojekte schaffen zu können.

Hierzu gehört, dass mindestens 30% der neu zu errichtenden Wohnflächen sozial geförderter

Wohnungsbau sein muss. Zudem sollten die Grundstücke nicht nach Höchstgebotsverfahren an

den Meistbietenden veräußert werden, sondern nach der Konzeptausschreibung, die es sozialen

und inklusiven Wohnprojekten oder genossenschaftlichen Wohnformen den Vorrang gibt

Begründung

Das Instrument der "sozialen Bodennutzung", wie es bereits in einer Reihe von Kommunen

angewendet wird, ist eine wichtiger Baustein in der kommunalen Wohnungs- und Quartierspolitik,

um auch sozialen Wohnraum schaffen zu können. Dies gilt inbesondere in Stadten mit einem

angespannten Wohnungsmarkt.

Darüber hinaus darf es nicht mehr sein, dass nur die meistbietende Investoren den Zuschlag für ein

Baugrundstück erhalten, das von der Kommune veräußert wird. Deshalb brauch wir ein Verfahren

nach der Konzeptausschreibung, mit der auch soziale und inklusive Wohnprojekte wie auch

genossenschaftliches Wohnen die Chance erhalten in hochpreisigen Kommunen Baugrundstücke zu

erhalten.
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